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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2305/70 über die Finanzierung von Investitionsausgaben auf dem Binnenmarkt 
für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEIMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik^), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 2788/72^), insbesondere 
auf Artikel 3 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1295/74^) der 
Kommission vom 22. Mai 1974 über die Verarbei- 
tung von Rindfleisch, das von den Interventions- 
stellen übernommen wurde, wurde die Möglichkeit 
geschaffen, von den Interventionsstellen aufgekauf- 
tes Fleisch zu Konserven zu verarbeiten. Für diese 
Verarbeitung sind unter Umständen Transporte er- 
forderlich. 

Gemäß Artikel 4 a der Verordnung (EWG) Nr. 
1302/73 des Rates vom 15, Mai 1973 zur Festlegung 
der allgemeinen Regeln für die Interventionen bei 
Rindfleisch^), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1729/74 5), werden die Ausgaben für 
bestimmte Transporte von den Interventionsstellen 
übernommen. 

Die Kosten für diese beiden Beförderungsarten 
unterliegen der Gemeinschaftsfinanzierung durch die 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 

^) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 140 
vom 23. Mai 1974, S. 47 

4) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 132 
vom 19. Mai 1973, S. 3 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 182 
vom 5. Juli 1974, S. 4 


Abteilung Garantie des EAGFL. Die derzeit gel- 
tenden Vorschriften der Verordnung (EWG) Nr. 
2305/70 des Rates vom 10. November 1970 über die 
Finanzierung der Interventionsausgaben auf dem 
Binnenmarkt für Rindfleisch ®), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 330/74 7), sehen die Über- 
nahme dieser Kosten nicht vor; sie sind deshalb zu 
ergänzen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2305/70 wird folgendermaßen geändert: 

— unter h) wird das Wort „Gefrierfleisch" durch 
das Wort „Fleisch" ersetzt; 

— folgender Unterabsatz wird hinzugefügt: 

„i) dem Betrag der Kosten für eine zusätzliche 
Beförderung bei einer entsprechend den Ge- 
meinschaftsvorschriften erfolgten Übernahme 
durch die Interventionsstelle." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie ist ab 23. Mai 1974 anwendbar. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 249 
vom 17. November 1970, S. 1 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsdiaften Nr. L 37 
vom 9. Februar 1974, S. 5 
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Begründung 

1. Auf dem Rindfleisdisektor sind 1974 einige Maß- 
nahmen getroffen worden, die noch nicht in die Vor- 
sdiriften für den EAGFL, Abteilung Garantie, auf- 
genommen worden sind. Es handelt sich um; 

a) die Transportkosten für Rindfleisch, die von der 
Interventionsstelle unter bestimmten Umständen 
vor der Übernahme zu zahlen sind (Artikel 4 a 
der Verordnung 1302/73 des Rates, zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung 1729/74); 

b) die Verarbeitung von Rindfleisch zu Konserven 
(Verordnung 1295/74 der Kommission, die sich 
auf Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung 805/68 
des Rates stützt). 

2. Diese Interventionsmaßnahmen, die der Regulie- 
rung der Agrarmärkte im Sinne des Artikels 3 der 
Verordnung 729/70 über die Finanzierung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik dienen, können zu Aus- 


gaben führen, die vom EAGFL, Abteilung Garantie, 
zu finanzieren sind. Da die Verordnungen über die 
Finanzierung je Sektor, insbesondere die Verord- 
nung über Rindfleisch (Verordnung 2305/70) noch in 
Kraft sind, ist diese letztgenannte Verordnung so zu 
ergänzen, daß die Finanzierung der mit diesen Maß- 
nahmen zusammenhängenden Kosten durch den 
EAGFL, Abteilung Garantie, vorgesehen wird. 


Finanzielle Auswirkung 

Der vorliegende Vorschlag führt keine neuen Maß- 
nahmen ein; er ergänzt die Verordnung zur Finan- 
zierung des Rindfleischsektors, um die seit der letz- 
ten Änderung getroffenen Maßnahmen zu berück- 
sichtigen. Daher werden durch diesen Vorschlag 
keine neuen Ausgaben oder Einnahmen geschaffen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. April 1975 - Il4 - 680 70 - E - Ri 33175: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 13. März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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